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Am 1. Januar 2007 treten gleichzeitig das neue Jugend-
und das neue Erwachsenenstrafrecht in Kraft. Im Jugend-
strafrecht sind höhere Strafen (bis vier Jahre Freiheitsent-
zug), mehr Betreuung, mehr Erziehungsmassnahmen in
angemessenen (noch zu schaffenden) Einrichtungen,
aber auch mehr Gutachten vorgesehen, für die kompe-
tente Sachverständige ausgebildet werden müssen.

Im Erwachsenenstrafrecht werden im revidierten Allge-
meinen Teil mehrere Änderungen vorgenommen, von
denen die Ärzteschaft erheblich betroffen sein wird [2].
Es sieht weniger Gefängnisstrafen von unter sechs Mona-
ten und folglich eine grössere Auswahl an Alternativen zu
dieser Art von Freiheitsentzug vor. Je nach Anwendung
durch die Gerichte werden kranke Straftäter länger oder
weniger lange als heute inhaftiert sein. Ferner sind für die
Anordnung von Massnahmen auch obligatorische Gut-
achten vorgesehen. Für eine ordentliche Verwahrung
muss ein neuer Gutachter bestellt werden. Für lebens-
lange Verwahrungen sind zwei ebenfalls neue Gutachter
erforderlich. Wird es aber auch genügend «neue, spezia-
lisierte und erfahrene» psychiatrische Gutachter geben,
um diesen neuen Anforderungen nachzukommen? Nicht
unbedingt. Das neue Recht sieht auch eine eidgenössi-
sche Kommission für die Beurteilung der Therapie-
möglichkeiten bei lebenslang Verwahrten vor. Wir wissen
jedoch nicht, ob es «ausreichende wissenschaftliche Fort-
schritte» geben wird, um diese verurteilten Straftäter zu
behandeln, denen andernfalls nichts angeboten wird! Die
Einrichtungen für den Vollzug der Massnahmen müssen
ferner «angemessen» und «spezialisiert» sein. Für die sta-
tionären therapeutischen Massnahmen sind «geeignete
psychiatrische Einrichtungen» zu schaffen. Davon gibt es
zur Zeit nur sehr wenige. Die Verwahrung schliesslich
sollte in «geschlossenen, gesicherten» Einrichtungen
«mit psychiatrischer Betreuung» erfolgen. Bis heute gibt
es keine Einrichtung dieser Art und kein dafür ausgebil-
detes Personal. Bei der Verwahrung (Art. 64 neues StGB)
ist vorgesehen, dass bei Tätern mit «einer anhaltenden
oder langdauernden psychischen Störung von erheb-
licher Schwere» die Freiheitsstrafe der Verwahrung vor-
ausgeht. Dasselbe gilt für die lebenslange Verwahrung der
«dauerhaft nicht therapierbaren» Straftäter. In welchen
Strukturen und mit welchen Fachleuten und Mitteln wer-
den diese Häftlinge behandelt? All dies bleibt unklar. Zur
Erinnerung: Der Vollzug der Strafen bei Häftlingen mit
schweren psychischen Störungen muss im Einklang mit
den Europäischen Strafvollzugsgrundsätzen geschehen.
Darin ist vorgesehen, dass «psychisch Kranke, deren
Gesundheitszustand mit einer Inhaftierung in einer Haft-
anstalt nicht vereinbar ist, in einer speziell zu diesem
Zweck geschaffenen Einrichtung inhaftiert werden soll-
ten» [3].

Die Justiz hat sich also mit einem präzisen Repressions-,
Ordnungs- und Befriedungsinstrument ausgestattet, von
dem auch die Ärzte betroffen sind. Damit das Gefängnis
nicht zum letzten Ort der Verwaltung und Kontrolle von
Ausgrenzungen wird, möchte die FMH an die Voraus-
setzungen jeglichen Handelns der Ärzteschaft im Zusam-
menhang mit einer immer jüngeren Anstaltspopulation
mit prekärer wirtschaftlicher und sozialer Stellung und
physischen wie psychischen (bis 30%) Störungen erin-
nern.

Unabhängig von der Kategorie der betroffenen Bevölke-
rungsgruppe sowie dem Ort der ärztlichen Tätigkeit for-
dert und unterstützt die FMH einen Zugang zu einer
qualitativ hochwertigen Behandlung für alle. Davon
zeugt der Entscheid des Zentralvorstands, ein For-
schungsprojekt der Konferenz Schweizerischer Gefäng-
nisärzte zur Einhaltung der Richtlinien der Schweizeri-
schen Akademie der Medizinischen Wissenschaften über
die Ausübung der ärztlichen Tätigkeit bei inhaftierten
Personen zu finanzieren. Die FMH unterstützt ebenfalls
die Ausbildung in forensischer Medizin und Psychiatrie
in den Bereichen Behandlung und Gutachten.

Behandeln ist weder vereinbar mit dem «furor sanandi»,
bei dem bestimmte Arten von Behandlungen mit Zwang
verabreicht werden, noch mit dem Konzept der sozialen
Kontrolle. Die zur Zeit propagierte Verbreitung der Trans-
parenzerfordernisse führt jedoch zu einer immer stärke-
ren Einmischung der Justiz in die Behandlung. Um die
Intimsphäre und das Arztgeheimnis während der Konsul-
tation zu wahren, muss deshalb der Ort, an dem die
Behandlung stattfindet, vom Ort der Überwachung ge-
trennt und unabhängig sein. Unabhängig, aber angeglie-
dert. Deshalb unterstützt und befürwortet die FMH eine
autonome therapeutische Praxis im Interesse des Betrof-
fenen und der Gesellschaft.

Als Ärzte haben wir die Aufgabe, uns für eine verantwor-
tungsbewusste und eine auf die Konsequenzethik abge-
stützte Behandlung auszusprechen. Dies setzt voraus,
dass man nicht nur eine Kausallogik, eine unmittelbare
Antwort auf ein Verlangen, verfolgt – egal ob dieses vom
Patienten und/oder der Gesellschaft stammt. In seinem
Vortrag vor Ärzten 1966 führte Jacques Lacan aus: «Die
Überlebenschance der eigentlichen ärztlichen Position liegt in
der Art der Antwort auf das Verlangen des Kranken.» Und
weiter: Der Arzt ist nicht «ein Mittel der sozialen Kontrolle
oder der Verteilung von Gesundheit». «Die Bedeutung des Ver-
langens ist die Dimension, in der eigentlich die ärztliche
Funktion ausgeübt wird [...], d.h. in der Lücke zwischen dem
Verlangen und dem Wunsch» [4]. Auf dem Gebiet der
forensischen Medizin und Psychiatrie muss eine von
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Ubi solitudinem faciunt, pacem appellant! [1]



der Konsequenzethik geleitete Klinik fächerübergreifend
sein. Vor allem aber besteht sie darin, angesichts der Sub-
jektivität des Wahnsinns nicht zu kapitulieren und mit
dem «Verrückten» immer wieder umgehen zu können.

Mit Unterstützung der Bürgerinnen und Bürger haben
sich Justiz und Strafvollzug gewiss notwendige Repres-
sionsinstrumente gegeben, die allerdings mit Blick auf
ihre Anwendung auch sehr idealistisch sind. Nun muss
dafür gesorgt werden, dass dieser Wille zur Beseitigung
der Angst und der sozialen Unsicherheit für die Ärzte und
ihre Patienten nicht zur Wüste wird.
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